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Einle i tung

Die vorl iegende Dienstanweisung enthält einen Überbl ick über die wichtigsten
Informationen und Regelungen für eine Krisenintervention des Sozialen Dienstes des
Jugendamtes der Stadt Meckenheim (SD). Die nachfolgende Darstel lung sol l  es den
Fachkräften ermöglichen, sich in einer akuten Krisen- und Notsituation schnell  zu
informieren und sich der zentralen Rahmenbedingungen zu vergewissern.l

1. Kr isen und Kr isenintervent ion

Akute Krisen bedeuten in der Arbeit des SD. dass innerhalb sehr kurzer Zeit
unterschiedl iche Umstände zusammen treffen, die zu einer unmittelbaren
Gefährdung oder Bedrohung für Kinder führen. Diese akuten Gefährdungssituationerr
fordern eine geplante, eingeübte Interventionspraxis seitens des SD.
Eine Krisenintervention beinhaltet die Einschätzung der Lebenssituation der
Klientinnen und Klienten in einer akuten Krise. Insbesondere sind die psychische
Verfassung der Betei l igten, deren Selbsthi l fepotentiale sowie vorhandene äußere
Ressourcen zu erfassen. Die Bemühungen des SD sol len sich darauf r ichten, durch
sofort ige Intervention den belastenden Druck abzuschwächen. Am Ende der
Intervention steht, abhängig von der Einschätzung der verantwort l ichen Fachkraft,  in
der Regel  d ie Ein le i tung konkreter  Maßnahmen bzw. Absprachen und
Vereinbarungen mit den Betei l igten zum Schutz der Kinder und zur Abwendung der
Gefahr.

Sozialqesetzbuch GGB VIJ l )  Kinder-_und Juqendhi l fe

SGB Vl l l  S 8a Schutzauftrag bei  Kindeswohlgefährdung

(1) Werden dem Jugendamt gewicht ige Anhaltspunkte fur die Gefährdung des Wohls eines
Kindes oder Jugendl ichen bekannt,  so hat es das Gefährdungsr is iko im Zusammenwirken
mehrerer Fachkräfte abzuschätzen. Dabei sind die Personensorgeberechtigten sowie das
Kind oder der Jugendliche einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des
Kindes oder des Jugendl ichen nicht in Frage gestel l t  wird.  Hält  das Jugendamt zur
Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hi l fen für geeignet und notwendig,  so hat
es diese den Personensorgeberecht igten oder den Erziehungsberecht igten anzubieten.
(2) In Vereinbarungen mit  den Trägern von Einr ichtungen und Diensten, die Leistungen
nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass deren Fachkräfte den Schutzauftrag
nach Absatz 1 in entsprechender Weise wahrnehmen und bei  der Abschätzung des
Gefährdungsrisikos eine insoweit erfahrene Fachkraft hinzuziehen. Insbesondere ist die
Verpfl ichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte bei den Personensorgeberechtigten oder
den Erziehungsberecht igten auf die lnanspruchnahme von Hi l fen hinwirken, wenn sie diese
für erforder l ich hal ten, und das Jugendamt informieren, fa l ls die angenommenen Hi l fen nicht
ausreichend erscheinen, um die Gefährdung abzuwenden.

(3) Hält  das Jugendamt das Tät igwerden des Famil iengerichts für erforder l ich,  so hat es
Gericht anzurufen; dies gi l t  auch, wenn die Personensorgeberecht igten oder
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Gefährdungsr is ikos mitzuwirken. Besteht eine dr ingende Gefahr und kann die Entscheidung
des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpfl ichtet, das Kind oder den
Jugendl ichen in Obhut zu nehmen.
(4) Soweit  zur Abwendung der Gefährdung das Tät igwerden anderer Leistungsträger,  der
Einr ichtungen der Gesundheitshi l fe oder der Pol izei  notwendig ist ,  hat das Jugendamt auf
die lnanspruchnahme durch die Personensorgeberecht igten oder die
Erziehungsberechtigten hinzuwirken. lst ein sofortiges Tätigwerden erforderl ich und wirken
die Personensorgeberecht igten oder die Erziehungsberecht igten nicht mit ,  so schaltet  das
Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stel len selbst ein.

2. Recht l iche Hinweise

Staatl iches Wäc hteramt

Art .6 GG regel t  das Verhäl tn is  zwischen El tern und Staat .  Das El ternrecht ,  Ar t .6
Abs. 2 S. 1 GG, umfasst die freie Entscheidung über die Pflege (Sorge für das
körper l iche Wohl)  und über d ie Erz iehung (Sorge für  d ie geist ige und seel ische
Entwicklung einschl ießl ich der Bi ldung). Zugleich ist dieses Recht mit einer Pfl icht
verbunden, über die die staatl iche Gemeinschaft wacht (Art 6 Abs. 2 S. 2 GG,
staatliches Wächtera mt).
Konkretisiert wird das staatl iche Wächteramt vor al lem durch den zivi lrechtl ichen
Kinderschutz in den SS 1666 und 1666a BGB, d ie d ie Befugnis des Ger ichts,  in  das
elterl iche Sorgerecht einzugreifen, beschreiben. Ebenso wird die Jugendhil fe durch
ihre Befugnis,  bei  e iner  Kindeswohlgefährdung nach S Ba SGB Vl l l  zu entscheiden,
ob sie eine Anrufung des Gerichts für erforderl ich hält,  mit dem staatl ichen
Wächteramt verknüpft.  Das Jugendamt hat zudem bei Gefahr im Verzug die
Befugnis,  sofor t  zu handeln (S Ba Abs.  3,  S 42 SGB Vl l l ) .  ln  d iesem Fal l  muss
unverzügl ich e ine Einwi l l igung der Sorgeberecht igten e ingehol t  oder wenn das
nicht  mögl ich is t  -  das Fami l ienger icht  angerufen werden,  gem S 42 Abs.  3 SGB Vl l l .
Schl ießl ich dient das Kindeswohl als zentraler Orientierungsmaßstab im
Zusammenhang famil iengerichtl icher Entscheidungen; es ist der Schlüsselbegrif f  im
Spannungsfeld Elternrecht und staatl iches Wächteramt und fungiert so als
Eingrif fslegit imation für den Staat.

r  f techt l iche Bedingungen von Hausbesuchen bei  Gefährdung des
Kindeswohls

Das Jugendamt ist zum Hausbesuch verpfl ichtet, wenn dieser als einzige Möglichkeit
zur  Sicherung des Kindeswohls verble ibt .  Die Unver letz l ichkei t  der  Wohnung is t  im
Grundgesetz (Ar t  1 3 GG) verankert .  Ausnahmen s ind dort  benannt ,  wie z.B.
Lebensgefahr für eine Person oder Gefahrenverdacht.

Gibt es konkrete Anhaltspunkte dafür, dass die Wohnung gegen den Wil len des
Wohnungsinhabers betreten werden muss und Zwangsmittel einzusetzen sind, ist die
Polizei hinzuzuziehen, damit diese die Gefahrenlage in eigener
Aufgabenwahrnehmung nach S 8a Abs. lV SGB Vll l  abschätzen kann. Das Gleiche gi l t ,
wenn das Betreten der Wohnung ohne Eigengefährdung der SD-Mitarbeiter bei einem
Einsatz zur Beseit igung einer unmittelbaren Gefahr für das Kindeswohl nicht möglich
erscheint.



3. Datenschutz

Die Erhebung von Sozialdaten bzw. personenbezogenen Daten (S 62 SGB Vll l )  ist
im Rahmen des S B a SGB Vl l l  insbesondere für  d ie Abschätzung des
Gefährdungsrisikos von Bedeutung. Sie sind bei den Betroffenen selbst (S 62 Abs.2
SGB Vll l )  zu erheben. Bei Drit ten sol len sie nur erhoben werden (S 62 Abs. 3 SGB
Vll l) ,  wenn die Erhebung bei den Betroffenen nicht möglich ist oder die jeweil ige
Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen erfordert und

die Kenntnis der Daten für die Erfül lung des Schutzauftrages nach S B a SGB Vll l
erforderl ich ist (S 62 Abs. 3 Nr. 2a SGB Vll l )  -  dies betr i f f t  insbesondere die Fäl le
in denen die Personensorgeberechtigten nicht mitwirken -
oder
die Erhebung bei den Betroffenen den Zugang zur Hil fe ernsthaft gefährden
würde (S 62 Abs.  3 Nr.  4 SGB Vl l l ) ;  d ies kann beispie lsweise bei  der
Informationsgewinnung im Rahmen von Anhaltspunkten für einen sexuellen
Missbrauch /  Misshandlung von Bedeutung sein.

Bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos und dem dabei erforderl ichen

Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte bzw. dem Hinzuziehen einer insoweit  erfahrenen

Fachkraft  s ind die Regelungen zur Datenübermit t lung und Datennutzung (S 64 Abs. 2 a SGB

Vlll) sowie des besonderen Vertrauensschutzes in der persönlichen und erzieherischen Hilfe

(S 65 Abs. 1 SGB Vl l l )  zu beachten. Sobald eine Datenweitergabe in der persönl ichen und

erzieher ischen Hi l fe notwendig ist ,  kol l id iert  d iese mit  dem aus dem Verhäl tnis der

betreuenden Fachkraft und den Personensorgeberechtigten bzw. den Kindern/ Jugendlichen

herrührenden besonderen Vertrauensschutz.  Es gel ten daher für diesen Bereich die

besonderen Regeln des S 65 SGB Vl l l .  Daten, die einer Fachkraft  in diesem Rahmen

anvertraut worden sind, dürfen von dieser u. a. nur weitergegeben werden

.  mi t  der  E inwi l l igung dessen,  der  d ie  Daten anver t raut  hat  ($  65 Abs.  1  Nr .  1  SGB
vil r);
an die Fachkräfte, die zum Zwecke der Abschätzung des Gefährdungsrisikos
nach S B a  SGB V l l l  h inzugezogen werden (S  65  Abs.  1  Nr .4  SGB V l l l ) ,  oder
unter  den Voraussetzungen,  unter  denen eine der in  S 203 Abs.  1 oder 3 StGB
genannten Personen dazu befugt  wäre (S 65 Abs.  1 Nr.  5 SGB Vl l l ) .



4. Zuständigkeiten

Während der regelmäßigen Dienstzeit
Jugendamtes der Stadt Meckenheim
Dienstzeit  l iegt die Zuständigkeit bei der

Anlage 1
Anlage 2
Anlage 3

Anlage 4

ist von montags bis freitags der SD des
zuständig.  Außerhalb der  regelmäßigen
Pol izei le i ts te l le  in  SiegburE.

Die Zuständigkeiten für die Aufgaben der öffentl ichen Jugendhil fe - also auch für
Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls - sind in der Vereinbarung zum
Verfahren außerhalb der Dienstzeiten der Jugendämter im RSK geregelt (s.
Anfagen 1 -  41.

t

I

I

Verfahren bei lnobhutnahme von Kindern
Verfahren bei  Inobhutnahme von Jugendl ichen
Leistu n gs besch reibu ng der Bereitsc hafts pflege fü r
Jugendl iche in Not-  und Konf l ik t lagen
Flussdiagramm- Inobhutnahme von Jugendl ichen in Not-
und Konfl ikt lagen

5. Erfordernisse für den Kriseneinsatz

r flusstattu ng
Als Mindestausstattung für einen Kriseneinsatz wird die Ausstattung mit einem
Mobiltelefon empfohlen. Das Diensthandy befindet sich im Tresor des Sekretariats.
Die Fachkraft sollte weiterhin mit einem Dienstausweis, Visitenkarten, Fotokamera
und einer Liste der relevanten Telefonnummern ausgerüstet sein.

r  $eförderung von Kindern und Jugendl ichen
fn der Krisensituation kann es notwendig werden, Kinder zu befördern. Die
Schutzvorschrif ten für den Transport von Kindern (Kindersitze) sind einzuhalten; die
Kinders i tze bef inden s ich im Schrank im Besprechungszimmer.

6. Gewicht ige Anhal tspunkte für  e ine Kindeswohlgefährdung2

Der Auslöser fur die Verfahrensverpf l ichtungen nach S B a SGB Vl l l  s ind , ,gewicht ige

Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendt ichen".  Gewicht ige

Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung können konkrete Hinweise oder lnformat ionen

über  Handlungen gegen K inder  und Jugendl iche oder  Lebensumstände se in ,  d ie  das

leibl iche, geist ige oder seel ische Wohl des Kindes oder Jugendl ichen gefährden.

Die Bewertung, ob gewichtige Gründe vorl iegen oder nicht, ist Voraussetzung für das

folgende Verfahren.

Diejenigen, die von Anhaltspunkten für eine mögl iche Kindeswohlgefährdung erfahren,

tragen die Verantwortung für die Gewichtung der Anhaltspunkte sowie die ggf. erforderl iche

2 Empfehlungen des deutschen Vereins zur  Umse2ung des SGB Vl l l  v  27.09.2006



Weiterleitung an Facheinrichtungen und Vorgesetzte. Als Kindeswohl gefährdende
Erscheinungsformen lassen sich grundsätzlich unterscheiden

. körperl iche und seel ische Vernachlässigung,

. seel ische und körperl iche Misshandlung sowie
r sexuelle Gewalt.

Anhaltspunkte für Fachkräfte zur Erkennung von Gefährdungssituationen sind im
Wesentl ichen im Erleben und Handeln des jungen Menschen zü suchen und können
sich in der  Wohnsi tuat ion,  der  Fami l iensi tuat ion,  dem el ter l ichen
Erziehungsverhalten, der mangelnden Entwicklungsförderung, traumatisierenden
Lebensereignissen sowie im sozialen Umfeld f inden. Sie müssen in der Anwendung
altersspezifisch differenziert werden. Auf die besondere Situation (chronisch) kranker
und behinderter Kinder ist Rücksicht zu nehmen. Aus den bisherigen Erfahrungen
der Praxis heraus können Anhaltspunkte benannt werden, die bei kumulativem
Auftreten ein weiteres Vorgehen notwendig machen.

r  f lnhal tspunkte beim Kind oder Jugendl ichen:
o nicht plausibel erklärbare sichtbare Verletzungen (auch Selbstverletzungen),
o körperl iche oder seel ische Krankheitssymptome (Einnässen, Angste, Zwänge,

etc.  ) ,
o unzureichende Flüssigkeits- und/oder Nahrungszufuhr,
o fehlende, aber notwendige ärzt l iche Vorsorge und Behandf ung,
o Zuführung gesundheitsgefährdender substan zen,
o für das Lebensalter mangelnde Aufsicht,
o Hygienemängel (Körperpflege, Kleidung etc.),
o unbekannter Aufenthalt (weglaufen, streunen etc.),
o fortgesetzte unentschuldigte schulversäumnisse,
o Gesetzesverstöße.

^
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Anhal tspunkte in Fami l ie  und Lebensumfeld:
Gewalttät igkeiten in der Famil ie,
sexuef  le  oder kr iminel le Ausbeutung des Kindes oder Jugendl ichen,
Eltern psychisch krank oder suchtkrank, körperf ich oder geist ig beeinträchtigt,
Famil ie in f inanziel ler bzw. materiel ler Noflage,
desolate Wohnsituation (Verm ü I lu ng, Wohnfläche, Obd ach losig keit),
traumatisierende Lebensereignisse (Verlust eines Angehörigen, Unglück etc.),
schädigendes Erziehungsverhalten und mangelnde Entwicklungsförderung
durch Eltern,
sozia le lso l ierung der Fami l ie ,
desorientierendes soziales Mil ieu bzw. desorientierende soziale
Abhängigkei ten.

An ha l tspun kte zur mangel nden Mitwi rkungsbereitschaft u nd -fä hig keit :
Kindeswohlgefährdung durch Erziehungs- oder Personensorgeberechtigte
nicht  abwendbar,
feh lende Problemeinsicht,
u nzu reiche nde Koope rationsbereitschaft,
mangelnde Bereitschaft, Hilfe anzunehmen,
bisherige Unterstützungsversuche unzureichend,
frü here Sorgerechtsvorfäl le.

r\

ö

a)

o
a)

o
o



7 . Vertahrensablauf

Das Verfahren zur Abschätzung des Gefährdungsrisikos ist zweistuf ig. Zur Aufnahme
erster Anhaltspunkte, einer ersten Prüfung, Bewertung und gegebenenfal ls
Einberufung zur kol legialen Beratung und Entscheidungsfindung sind al le Fachkräfte
im SD verpf l ichtet .  Das Verfahren wird über das Formular , ,Meldung über
Kindeswohlgefährdung" (s. Anlage 5) gesteuert und dokumentiert.

Bei gewichtigen Gründen bzw. wenn eine Kindeswohlgefährdung nicht
ausgeschlossen werden kann, erfolgt eine kol legiale Beratung und Entscheidung
(mindestens 2 Fachkräfte) über das weitere Vorgehen. Handelt es sich um eine
Fami l ie ,  d ie berei ts  e ine Hi l fe zur  Erz iehung erhäl t ,  wi rd nach Mögl ichkei t  d ie
durchführende Fachkraft zum Gespräch hinzu gezogen.

Die kol legia le Beratung dient  dazu,  ärhand der vor l iegenden Informat ionen eine
weitere Einschätzung des Sachverhalts vorzunehmen und geeignete Schrit te
festzulegen. Ziel dieser Beratung ist die Beantwortung der Frage, ob von einer
unmittelbaren und ernstzunehmenden Gefährdung auszugehen ist,  ob sofort iges
Handeln erforderl ich ist oder al lgemeine, abgestufte Schrit te ausreichen. Bei der
Abschätzung des Gefährdungsrisikos sind die Personensorgeberechtigten, sowie
das Kind oder die/der Jugendliche einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame
Schutz des Kindes oder der/des Jugendlichen nicht in Frage gestel l t  wird (S 8a
Abs 1 Satz 2 SGB Vl l l )

Je nach Einstufung der Ris ikoeinschätzung ergibt  s ich d ie Dr ingl ichkei t  für  das
sofort ige Handeln und die Notwendigkeit,  vor Ort mit der Famil ie Kontakt
aufzunehmen, uff i  das Kind und die Situation in Augenschein zu nehmen.
Kinderschutz hat oberste Priori tät,  d.h. dass sowohl für die/den zuständige/n
Sozialarbeiter/ in wie auch für die zweite unterstützende Fachkraft andere Termine
nachrangig s ind und nicht  wahrgenommen werden können.

Die Lei tung wird umgehend sowohl  über d ie Meldung als auch von dem
Ü berprUfungsergebn is inform iert.

Das Ergebnis der Überprüfung muss schrif t l ich dokumentiert und von der Leitung
gegengezeich net werd en.



U nterstützu n g a n bieten :

Wird im Rahmen einer  Ris ikoabschätzung nach S B a SGB Vl l l  von e iner
Gefährdung des Kindeswohls ausgegangen, haben die Fachkräfte bei den
Personensorge- oder Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von
geeigneten Hi l fen h inzuwirken.  Dabei  is t  von besonderer  Bedeutung,  d ie
Bereitschaft zur Annahme der Hil fen auf Seiten der Personensorge- oder
Erziehungsberechtigten zu fördern. Es ist zu prüfen, inwieweit die Hil fe zunächst
im Rahmen der e igenen Beratungsangebote oder durch kooper ierende
Einrichtungen oder Dienste erbracht werden kann. Sofern Hil fen nur unter
Betei l igung des Jugendamtes erbracht werden können, erstreckt sich der
Motivationsauftrag auf den frühzeit igen Abbau möglicher Angste und
Hemmungen gegenüber  dem Jugendamt .

Wird im Rahmen der Risikoabschätzung festgestel l t ,  dass keine
kindeswohlgefährdende Situation, aber Unterstützungs- und/oder
Beratungsbedarf besteht, so sind im Rahmen des präventiven Schutzes die
Personensorge- oder Erziehungsberechtigten zur Annahme entsprechender Hil fen
zu motivieren.

Werden Hil fen zur Erziehung zur Abwendung des Gefährdungsrisikos
erforderl ich gehalten, ist bei den Personensorgeberechtigten auf
Inanspruchnahme solcher Hi l fen h inzuwirken.

Werden zur  Abwendung des Gefährdungsr is ikos andere Maßnahmen für
erforderl ich gehalten (2. B. Gesundheitshi l fe, Maßnahmen nach dem
Gewaltschutzgesetz), so ist bei den Personensorgeberechtigten auf deren
Inanspruchnahme hinzuwirken.  Reichen diese Maßnahmen nicht  aus oder s ind
die Personensorgeberechtigten nicht in der Lage oder bereit ,  sie in Anspruch zu
nehmen, s ind wei tergehende Maßnahmen des Jugendamts im Sinne eines
u mfassenden Sch utzko nzepts erforde rlich .

Das Ergebnis der Überlegungen über die jeweils weiteren Verfahrensschrit te ist
umgehend schr i f t l ich und nachvol lz iehbar zu dokument ieren.  Mi t  e iner
jugendamtsinternen Verfahrensregelung wird sicher gestel l t ,  dass die
Risikoabschätzung in der Regel in einer Helferkonferenz, in einem akuten Notfal l
zumindest durch eine kol legiale Beratung mit einer weiteren erfahrenen Fachkraft
gewährleistet ist.

für
d ie



7.1 Hinweise zur Abschätzung des Gefährdungsr is ikos

Die Verfahrensdauer von der ersten Wahrnehmung einer Gefährdung bis zur konkret
notwendigen Reaktion (2. B. Gespräch mit den Personensorgeberechtigten, Angebot
von Hi l fen, Inobhutnahme, Verständigung der Pol izei ,  Staatsanwaltschaft)  sol l  um so
kürzer sein, je gravierender die Gefährdung ist. Bereits bei der ersten
Risikoabschätzung ist  daher immer abzuwäg€tr,  ob ein sofort iges Einschrei ten
erforder l ich ist  oder ob und wie lange gewartet  werden kann. Weiterhin ist  das
Gefährdungsr is iko maßgebl ich nach dem Alter,  dem Entwicklungsstand und dem
aktuel len gesundheit l ichen Zustand zu beurtei len. Das Ergebnis der Abschätzung des
Gefährdungsr is ikos ist  anschl ießend schr i f t l ich und nachvol lz ieh bar zu
dokumentieren (s.  Anlage 5: , ,Meldung über Kindeswohlgefährdung").

7,2 Y or-Ort-Besuch bei  Vernachlässigungs- und
M iss hand lu ngsverdacht

Zur fundierten Einschätzung eines Gefährdungsrisikos ist in der Regel ein Vor-Ort-
Besuch (Hausbesuch,  Besuch in e iner  Einr ichtung) er forder l ich.  Je jünger e in Kind
ist,  umso rascher sol l te dieser Besuch erfolgen. Dieser ist grundsätzl ich zu zweit,
nach Mögl ichkei t  von e iner  weib l ichen und einer  männl ichen Fachkraf t  gemeinsam
durchzuführen. Soweit sich eine solche Notwendigkeit zeigt ( insb. Gefahr in Verzug;
vgl .  S 42 Abs.  6 SGB VI l l ) ,  kann auch die Pol izei  zur  unterstützenden Amtshi l fe
gebeten werden. Es wird darauf hingewiesen, dass für das einfache Betreten der
Wohnung ( lnaugenscheinnahme ohne Durchsuchungsvorhaben),  e in
Durchsuchungsbefehl  insbesondere in Verbindung mit  der  pol ize i l ichen
Generalermächt igung nicht  er forder l ich is t  (vgl .  u.a.  Beschluss OVG Hamburg vom
23. Oktober 1996,  Az:  Bf  V 21196 m.w.N )

. Ziel des Vor-Ort-Besuchs ist die umgehende Herstel lung eines Kontaktes zu der
Famil ie zur Abschätzung des Gefährdungsrisikos. Dabei muss beachtet werden,
dass Eltern, die unvermittelt  mit einem Gefährdungsverdacht konfrontiert werden,
häufig zuerst mit Abwehr und Aggression reagieren. Ein Sicherheitsplan zum
eigenen Schutz (SD) sol l te  über legt  werden,  ggf .Amtshi l feersuchen an d ie
Pol izei ,  auch zur  Durchsetzung der Inaugenscheinnahme.

. Verhindern die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten die Abschätzung
möglicherweise gewichtiger Anhaltspunkte (2. B. durch Venrueigerung einer
unmit te lbaren Inaugenscheinnahme des Kindes oder der  Wohnung),  is t
unbeschadet  sonst iger  Erwägungen in der  Regel  das Fami l ienger icht  anzurufen
(vg l  S  42  Abs  3  SGB V l l l )

Das bestehende Gefährdungsrisiko ist gründlich abzusch ätzen und die
Gefährdung abzuwägen;  ggf  b is  h in zu e iner  lnobhutnahme. Fal ls  e ine sofor t ige
Herausnahme erforderl ich ist,  sol l te geklärt sein, wo das Kind untergebracht wird.
Diese Klärung hat bei entsprechenden Verdachtsmomenten vorsorgl ich schon vor
dem Hausbesuch zu er fo lgen (s.  Anlage 5) .

Befindet sich das betroffene Kind an einem anderen Ort als bei den Eltern bzw.
Sorgeberechtigten (Verwandte, Kl inik, Kita, Schule), wird es zunächst an diesem
Ort aufgesucht.



Danach sol l te ,  wenn s ich d ie Hinweise auf  e ine Kindeswohlgefährdung
bestätigen, unverzügl ich das Gespräch mit den Eltern bzw. Sorgeberechtigten
gesucht werden, unbeachtet einer ggf. notwendigen sofort igen Inobhutnahme (S
8a Abs,  3 SGB Vl l l  is t  zu beachten).

Weitere wichtige lnformationsquellen sind insbesondere: Kindergarten, Schule,
Nachbarschaft,  Jugendgruppe, Verein, Jugendfreizeitstätte, Einrichtungen und
Dienste der Hi l fe zur  Erz iehung.

7.3 lnobhutnahme bei  akuter  Gefährdung des Kindeswohls

lst  nach erster Beurtei lung der beim Vor-Ort-Termin vorgefundenen Situation von
einer weiteren nicht unerheblichen akuten Gefährdung des Kindes auszugehen, ist
das Kind vor läuf ig in d ie Obhut  des Jugendamtes zu nehmen.
Die Inobhutnahme geqen den erklärten Wil len der Eltern bzw. Sorgeberechtigten
setzt voraus, dass aufgrund der dringenden Gefährdung eine r ichterl iche
Entscheidung über die kurzfr ist ige Fremdunterbringung nicht abgewartet werden
kann.  Muss d ie Inobhutnahme gegen den Widerstand anderer  Personen
durchgesetzt werden, so ist die Polizei im Wege der AmtshilfeNollzugshilfe
hinzuzuziehen.

7.4 Kol legia le Beratung im Anschluss an den Vor-Ort-Besuch

Nach dem Vor-Ort-Besuch f indet zur Abstimmung des weiteren Vorgehens eine
Fal lbesprechung stat t  Mögl iche Ergebnisse können sein:

'  Es l iegt  keine Kindeswohlgefährdung vor  und damit  kein Handlungsbedarf .
.  Risikofaktoren l iegen vor und können im Zusammenwirken mit den Eltern bzw.

Sorgeberechtigten durch unterstützende Angebote (Vermitt lung an geeignete
Stel len, Hi l fe zur Erziehung oder Inobhutnahme) abgewendet werden.

.  Eine Kindeswohlgefährdung l iegt  vor ,  kann nicht  im Zusammenwirken mi t  den
Eltern bzw. Sorgeberechtigten abgewendet werden. Es erfolgt eine
Inobhutnahme und die Anrufung des Fami l ienger ichtes (s.  Anlage 6:  Aufbau
e iner  Mi t te i lung  an  das  Fami l ienger ich t )

.  Eine Kindeswohlgefährdung kann nicht  abschl ießend eingeschätzt  werden,
der, ,Fal l "  is t  auf  Wiedervor lage,  e in zwei ter  Hausbesuch is t  vorzusehen;  ggf .
Hinzuziehung von medizinischer und/oder psychologischer Diagnostik zur
Präzisierung angemessener Handlungsschrit te bzw. Einleitung notwendiger
und geeigneter  Hi l fen.

7.5 Besonderhei ten der Fal lbearbei tung bei  Verdacht  auf  sexuel len
Missbrauch

Eine einhei t l iche Vorgehensweise zur  Yerdachtsabklärung lässt  s ich n icht  generel l
fest legen.  Sie is t  abhängig von der jewei l igen Ausgangssi tuat ion im Einzel fat l .
Deshalb sol l ten Frageste l lungen vorberei tet  werden,  d ie s ich an den einhei t l ichen
lndikatoren / Risikofaktoren orientieren.
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Für eine sachbezogene und kompetente Verdachtsabklärung sind einige
a I lgemeing ü l t ige Ha nd lu n gsg ru nd sätze zu beachten :

.  ke in überei l tes Handeln.

. fachl iche Beratung, Koordination der Verdachtsabklärung und lntervention unter
Hinzuziehung eines/r Experten/in (2.8. Beratungsstel le Frauen gegen
sexualisierte Gewalt in Bonn)

. interdiszipl inäre Zusammenarbeit

.  Einbeziehung von Vertrauenspersonen des Kindes

. Gesprächsführung mit betroffenen Kindern als nichtsuggestive Befragung

. Sorgfält ige Dokumentation
' Insbesondere bei innerfamil iärem Missbrauch ist höchste Sorgfalt  zum Schutz

des Kindeswohls erforderl ich, da hier neben weiteren Bezugspersonen
besonders Eltern, Lebenspartner und Geschwister als Täter in Betracht kommen.
Die sofort ige Einbeziehung der Sorgeberechtigten ist nicht unproblematisch und
gegebenenfal ls zu unterlassen, wenn dadurch das Kind erneut belastet würde
(die Betei l igung von Kindern und Jugendl ichen gemäß S B SGB Vl l l  is t  zL)
beachten).

.  ln jedem Einzelfal l  ist die Erstattung einer Strafanzeige bei der Pol izei zu prüfen
( in Abst immung mit  den o.g.  Experten) .

.  Bei außeffamil iärem Missbrauch ist ein gut koordiniertes Handeln und
Fallmanagement eine wesentl iche Voraussetzung für die Hil fe. Neben der
unverzügl ichen Informat ion s ind d ie El tern auch zu beraten,  wie s ie ihr  Kind
schützen können. Dazu gehört auch die Einschätzung, ob die Eltern in der Lage
sind, täterorientierte Maßnahmen (Anzeige, Einschaltung der Pol izei,
Famil iengericht) selbst zu veranlassen bzw. sie ggf. dabei zu unterstützen. Wenn
die El tern n icht  Wi l lens oder in der  Lage s ind,  ihr  Kind zu schützen,  s ind
famil iengerichtl iche Maßnahmen einzuleiten.

8. Gül t igkei t  und Qual i tätss icherung

Die Dienstanweisung tr i t t  mit sofort iger Wirkung in Kraft.  Bei Bedarf erfolgt eine
Weiterentwicklung und Fortschreibung.

Meckenheim. den 25.  November 2009

6 Anlaqen
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Inobhutnahme von Kindern durch Polizei im Gebiet des Kreisjugendamtes (Alle
Kommunen des Rhein-Sieg-Kreises außer Stadt Hennef, StaOt froisdorf, Stadt

Niederkassel und Stadt Siegburg
Hier: Verfahren außerhalb der Dienstzeiten der Jugendämter

Anlage - 1 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vll l

Bitte beachten:
Grundsätzlich ist das Jugendamt für eine lnobhutnahme zuständig, in dessen Bereich
sich ein Kind vor der Inobhutnahme tatsächlich aufhält. Unerheblich ist der Wohnort
des Kindes.

Für Kinder sind bei Inobhutnahmen in den Stadtgebieten Hennef, Niederkassel,
Siegburg und Troisdorf die jeweil igen Jugendämter dieser Städte zuständig. Das
Verfahren ist von diesen Jugendämtern abzufragen.

Das folgende Verfahren unter Zitter 1-3 gilt für das Gebiet des Kreisjugendamtes und der
Städte Bad Honnef, Bornheim, Meckenheim, Königswinter, Lohmar, Rheinbach und St.
Augustin.

1. Polizei klärt ab

Hilfeempfänger ist ein Kind oder sind mehrere Kinder im Alter von 0 - 13 Jahren

2. Polizei nimmt Kontakt auf mit

Kinderheim Pauline von Mallinckrodt

Jakobstraße 16

53721 Siegburg

Telefon: 02241- 5496-0

3. Kinderheim Pauline von Mallinckrodt vereinbart mit Polizei die Aufnahme und die
Zuführung

Ausnahme heachten !!

Polizei nimmt bei Kindern. die sich im Stadtoebiet Lohmar aufhalten , Kontakt
auf mit

Kinderdorf Hollenberg
Jabachtalstraße 51
53797 Lohmar -Donrath

Telefon: 02246-9232-0

Kinderdorf Hollenberg vereinbart mit Polizei die Aufnahme und die
Zuführung von Kindern aus dem Stadtgebiet Lohmar

Inobhutnahme von Kinderlt durch Poli-ei im Stadtgebiet Bonn
Hier. Verfahren außerhalb der Dienstzeiten der Jugendämter

4. Bei im Stadtgebiet Bonn in Obhut genommenen Kindern nimmt die Polizei zwecks
Aufnahme und Zuführung Kontakt auf mit der im Auftrag der Sfadf Bonn tätigen
J u g e n d h i lfeb e re itsc h aft des Godeshel'mes, Tel efo n : 0228-3 827 I 98

5. Der jeweilige lnobhutnahme- Bereich des Godesheimes informiert zum nächst
möglichen Zeitpunkt die für den Wohnort der Kinder zuständigen Fachkräfte des
jeweiligen Jugendamts über die Inobhutnahme.



Anlage - 1 - Dienstanweisung zu g ga SGB Vll l

Anlage:

Gebiet des Kreisjugendamtes:
(Jugendhilfezentrum für) Neunkirchen-Seelscheid, Much u nd Ruppichteroth(Jugendhilfezentrum für) Eitorf und windeck
(Jugendhilfezentrum frir) Alfter, swistal und wachtberg

Gebiet der Jugendämter, die sich an das verfahren des Kreisjugendamtes beider Inobhutnahme von Kindern angeschlossen haben:
(Jugendamt) St. Augustin
(Jugendamt) Lohmar
(Jugendamt) Bornheim
(Jugendamt) Meckenheim
(Jugendamt) Bad Honnef
(J ugendamt) Kön igswinter
(Jugendamt) Rheinbach

Gebiet der Jugendämter, die sich nicht an das Verfahren desKreisjugendamtes bei der Inobhutnihme von Kindern angeschlossen haben:(Jugendamt) Troisdorf
(Jugendamt) Hennef
(Jugendamt) Niederkassel
(Jugendamt) Siegburg

Stand: 29.10.2009



Anlage - 2 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vll l

Inobhutnahme von Jugendlichen durch Polizei im Kreisgebiet (in allen Kommunen
des Rhein-Sieq-Kreises außer in den Städten Niederkassel. Hennef. Troisdorf und

Hier: Verfahien außerhalb der Dienstzeiten der Juqendämter

Bitte beachten:

Jugendliche werden bei Inobhutnahmen im Gebiet des Kreisjugendamtes sowie im
Gebiet der Städte mit den eigenen Jugendämtern St. Augustin , Bornheim, Lohmar,
Meckenheim, Bad Honnef, Königswinter und Rheinbach (durch
Nutzungsvereinbarung) von den Bereitschaftspflegefamilien des Kreisjugendamtes
aufgenommen. t

1. Polizei klärt ab

Der Hi l feempfänger ist  Jugendl iche oder Jugendl icher von 14-17 Jahren ,  oder

Hilfeempfänger sind zwei oder mehr minderjährige Geschwister, von denen ein
minderjähriqes Geschwisterteil mindestens 14 Jahre alt ist

2. Polizei nimmt Kontakt auf mit der

Rettu ngsleitstel le des Rhei n-Sieg-Kreises

Telefon. 02241 - 12060

3. Die Rettungsleitstelle nimmt Kontakt auf mit der diensthabenden
Bereitschaftspflegefamilie (im Folgenden BPF genannt ) und informiert über den
Anruf der Polizei

4. Die BPF nimmt Kontakt auf mit der Polizei

Die BPF lässt sich von der Polizei die Umstände der Notlage schildern sowie eine
Einschätzung der Persönlichkeit des/der Jugendlichen geben.

5. Die BPF prüft aufgrund der Schilderung der Polizei Kriterien der Aufnahme

nach Kriterien der Ziffer 6

6, Aufnahme durch die BPF

6.1 lst die diensthabende BPF nicht belegt oder kann bei Belegung eine andere BPS
aufnehmen

6.2 ist keine Gefährdung von Personen oder Sachen in der BPF zu erwarten und
6.3 kann das Wohl des/der Jugendlichen in der BPF sicher gestellt werden,

vereinbart die BPF mit Polizei die Aufnahme und die Zuführungsmodalitäten



Anlage - 2 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vll l

7. Weiterleitung an die Jugendhilfebereitschaft des Godesheimes

7.1 lst die BPF belegt und kann keine andere BPF aufnehmen

7.2 oder ist eine Gefährdung von Personen oder Sachen in der BPF zu erwarten

7.3 oder kann das Wohl d. Jugendlichen in der BPF nicht sicher gestellt werden,

nimmt die BPF Kontakt auf mit der

Jugendhilfebereitschaft des Godesheimes Telefon : 0228-3827 198

Die Stelle ist durchqehend besetzt von 16:00 Uhr nachmittaqs bis 8:00 Uhr morqens

8, Aufnahme in eine Inobhutnahme-Einrichtung des Godesheimes

Die Jugendhilfebereitschaft nimmt Kontakt zur Polizei auf und vereinbart die
Aufnahme und die Zuführungsmodalitäten.

Inobhutnahme von Jugendlichen durch Polizei im Bonner Stadtsebiet
Hier: Verfahren außerhalb der Dienstzeiten der Jugendämter

9, Jugendliche, die im Zuständigkeitsbereich des Kreisjugendamtes oder der
Jugendämter Sf, Augustin, Bornheim, Lohmar, Meckenheim, Bad Honnef,
Königswinter und Rheinhach wohnen, aber außerhalb der Dienstzeiten der
Jugendämter im Bonner Stadtqebiet in Obhut genommen werden, werden in der
Jugendschutzstelle ,,Maxi" (Telefon: 0228-3827131 oder 0228-766097 Telefax:
0228- 7660997) oder anderen Einrichtungen des Godesheims in Obhut
genommen.

10. Die Jugendschutzstelle bzw. die entsprechende Einrichtung informiert zum nächst
möglichen Zeitpunkt die für den Wohnbereich des Jugendlichen zuständige
Fachkraft des Kreisjugendamtes bzw. der Stadtjugendämter Sf Augustin,
Bornheim, Lohmar, Meckenheim, Bad Honnef, Königswinter und Rheinbach.

11. Die Jugendlichen sollen zum nächst möglichen Zeitpunkt durch die zuständiqe
Fachkraft des Kreisiuqendamtes bzw. der Stadtiuqendämter St. Auqustin,
Bornheim. Lohmar, Meckenheim, Bad Honnef, Köniqswinter und Rheinbach, in der
Jugendschutzstelle oder der Einrichtung kontaktiert und - bei Vorliegen der unter
den Ziffern 6.2 und 6,3 genannten Voraussetzungen - der diensthabenden
Bereitschaftspflegefamilie oder einer anderen Bereitschaftspflegefamilie des
Rhern-S ieg-Kreises zugeführt werden.



Anlage - 3 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vlll
Leistungsbeschreibung der Bereitschaftspflege für Jugendliche

in Not- und Konfl ikt ltn Nof- unq h.onTilKltagen

Kurzbeschreibung Bereitschaftspflegefamilien stehen im Zuständigkeitsbereich des
Kreisjugendamtes und seiner Kooperationspartner den
Jugendlichen zur Verfügung, die wegen einer akuten Not- oder
Konfliktlage in Obhut genommen werden mussten oder selbst um
Inobhutnahme gebeten haben

Zielgruppe Jugendliche vom 14. Lebensjahr bis zur Vol lendung des 18.
Lebensjahres, die sich in einer Not- oder Konfliktlage befinden
und

1. beim Jugendamt um Inobhutnahme bit ten und vom
Jugendamt in Obhut genommen werden

2. von der Polizei zur Gefahrenabwehr aufgegriffen, in
,,Gewahrsam" genommen wurden, den Sorgeberechtigten
oder dem Jugendamt aber aus verschiedenen Gründen
nicht zugeführt werden können

3. mit Einverständnis der Sorgeberechtigten bis zur Klärung
einer Rückkehr zu den Eltern oder einer alternativen Hilfe
untergebracht werden sollen

4. Kinder unter 14 Jahren, die als Geschwister von
Jugendlichen unter Zif fer 1-3 betei l igt sind

Ziele
die/den Jugendlichen

(Federführung durch Jugendamt)

Vertragliche
Grundlage

Vereinbarung mit dem Kreisjugendamt des Rhein-Sieg-Kreises
zur Aufnahme von Jugendlichen mit entsprechenden
Befugnissen, im Auftrag des Jugendamtes tätig zu werden

Rechtsgrundlagen S 42 SGB Vl l l  Inobhutnahme

im Einzelfall:
S 27 Abs. 2 SGB Vll l  (Hi l fe zur Erziehung mit der Funktion, dem
Jugendlichen einen Aufenthaltsort zu bieten, bis sein weiterer
Verbleib geklärt ist)



Anlage - 3 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vlll

Leistun gsbesch rei bun g der Bereitschaftspflege für J ugendl iche
in Not- und Konfliktlagen

Platzkapazität grundsätzlich entsprechend der jeweiligen Vereinbarung; nicht
mehr als 4 Plätze

Aufnahmekriterien Die Ankündigung einer Aufnahme erfolgt ausschl ießl ich durch das
Jugendamt oder einer der Pol izeidienststel len

Es werden nur solche Jugendlichen aufgenommen, die zu der
beschriebenen Zielgruppe gehören und die entweder im Gebiet
des Kreisjugendamtes oder einer seiner Kooperationspartner in
Obhut genommen wurden

Die Bereitschaftspflegeeltern benötigen für eine
Aufnahmeentscheidung wichtige Informationen zu der
Persönlichkeit und zu der Lebenssituation, in der sich die/der
Jugendliche befindet

Aussch lusskriterien Für die Bereitschaftspflegeeltern besteht dann keine Pflicht zur
Aufnahme eines Jugendlichen, wenn Gründe zu der Annahme
bestehen

o dass in der Bereitschaftspflegefamilie das Wohl der
Jugendlichen nicht sichergestel l t  werden kann , (z.B.wenn
der Schutz der Jugendlichen nicht sichergestellt werden
kann)

. dass infolge der Aufnahme eines Jugendlichen eine
erhebliche Gefährdung von Personen oder Sachen in der
Bereitschaftspflegefamilie zu enruarten ist, (auch wenn
wegen der Situation und/oder Persönlichkeit anderer
Jugendlicher eine Aufnahme fachlich nicht verantwortet
werden kann)

o lm Detail gelten Ausschlusskriterien in folgenden Fällen:
konkrete Suizidgefahr, schwere psychische Erkrankung oder
psychotische Erkrankung, erheblich unter Drogen oder
Alkoholeinf luss stehende Jugendliche, bekannte und
offensive Gewalttätigkeit, schwere Kriminalität

o außerhalb der Dienstzeiten des Jugendamtes haben
Bereitschaftspflegeeltern die alleinige
Entscheidungsbefugnis über eine Aufnahme



Anlage - 3 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vlll

Leistungsbeschreibung der Bereitschaftspflege für Jugendliche
in Not- und Konfliktlagen

Aufnahmeverfahren lst nach Prüfung die Zuständigkeit des Kreisjugendamtes
oder eines der kooperierenden Jugendämter gegeben,
erfolgt die Aufnahme des Jugendlichen, fal ls die o.g.
Ausschlusskriterien nicht gegeben sind

Während der Dienstzeiten der Jugendämter werden
Jugendliche von den jeweiligen Fachkräften des
Jugendamtes in Obhut genommen. Die Fachkräfte
entscheiden über die Modalitäten der Zuführung zu den
Be re itschaftspfleg ee ltern

Außerhalb der Dienstzeiten der Jugendämter nehmen die
Bereitschaftspflegeeltern ausschließlich von der Polizei
zugeführte Jugendliche im Auftrag des Jugendamtes in
Obhut

Jugendliche, die im Bereich des Kreisjugendamtes oder
eines kooperierendes J ugendamtes wohnen, aber
außerhalb der Dienstzeiten der beteiligten Jugendämter im
Stadtgebiet Bonn in Obhut genommen wurden, werden von
der Polizei in eine Jugendschutzstel le des Godesheimes
gebracht. Von dort aus werden sie zum nächstmöglichen
Zeitpunkt von der Fachkraft des zuständigen Jugendamtes
entweder der diensthabenden Bereitschaftspflegefamilie
oder einer anderen Bereitschaftspflegefamilie zugeführt

We n n d ie P latzkapazität de r Be re itsch aftspfleg efam i I ie
erschöpft ist, nimmt die zuständige Bereitschaftsfamilie
Kontakt mit einer anderen Bereitschaftsfamilie auf

Die unterbringende Fachkraft des Jugendamtes informiert
die Bereitschaftspflegefamilie über die Grunddaten
(Personalien) , Name und Anschrift der
Personensorgeberechtigten sowie wichtige Informationen
über die Situation des/der Jugendlichen und
Besonderheiten, die bei dem lder Jugendlichen zu
beachten sind. Soweit es ihr bekannt ist, unterrichtet die
Polizei die Bereitschaftspflegeeltern in demselben
Umfange

Die Fachkraft hat ebenfalls über Fragen der
Krankenversicherung, Schulbesuchsfragen und
E i nve rstä nd n iserklä ru ng d e r Persone n so rg e-be rechtigten
zu informieren bzw. eine Klärung herbeizuführen

Ausschließlich die Fachkräfte der fallzuständigen
Jugendämter dürfen den Bereitschaftspflegeeltern
h ilfebezoqene Aufträqe erteilen



Anlage - 3 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vlll

Leistungsbeschreibung der Bereitschaftspflege für Jugendliche
in Not- und Konfliktlln Not-  un on I a en

Aufnahmeverfahren
(Fortsetzung) Aufn a h meka pazitäten a I ler Bere itschaftspfleg efam i I ie n

erschöpft oder sind Ausschlussgründe für die Aufnahme in
einer Bereitschaftspflegefamilie gegeben, nimmt die
zuständige Bereitschaftspflege Kontakt auf mit der
Rufbereitschaft des Godesheimes

sich Ausschlussgründe für eine weitere Betreuung
ereignen

mit der Polizei die Zuführungs- und Aufnahmemodalitäten
in eine Jugendschutzstelle des Godesheimes

Grundleistung Jugendliche in einer Not- oder Konfliktlage werden durch die
Aufnahme in einer Bereitschaftspflegefamilie so lange geschützt,
betreut und versorgt, bis sich eine Klärung ihrer
Lebensperspektive ergeben hat, in der Regel jedoch für längstens
5 Wochen

Aufgaben der
Bereitschaftspflege
eltern

Aufgaben der Bereitschaftspflegeeltern :

Kreisjugendamt und den kooperierenden Jugendämtern
getroffen wurden

zu außerplanmäßiger Aufnahme

Bereitschaftspflegefami I ien teilzu nehmen

an die Fachkraft zum Zweck der Hilfeplanung

Tagesstruktur für aufgenommene Jugendliche

und Grenzen bestimmter Aufnahmen

den Umgang mit Dritten (2.B. Polizei, Jugendschutzstelle)
in Absprache mit den Fachberatern des Kreisjugendamtes
zu überdenken und Krisen, die im Zuge des
Bereitschaftsdienstes auftreten, mit Unterstützung der
Fachberatung zu bewältigen



Anlage - 3 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vlll

Leistungsbesch reibu n g der Bereitschaftspflege für J ugend I iche
in Not- und Konfl ikt ln No[- un on a en

Aufgaben der
J ugend hilfezentren
oder der
kooperierenden
Jugendämter

Aufgaben des Jugendhilfezentrums oder des kooperierenden
Jugendamtes

Tätigwerden oder Unterlassen bestimmter Leistungen

während der Unterbringungszeiträume und Sorge dafür,
dass der Verbleib der Jugendlichen auf die vertragl ich
festgelegte Höchstdauer begrenzt ist

Einfühlung in die Rolle der Bereitschaftspflegeeltern

Organisation und
Qualitätssicherung
durch das
Kreisjugendamt Fachberatung

Krisensituationen

Fachtagungen, themenorientierte I nformationen

sowie Datensch utzverein baru n g



Inobhutnahme
von Jugendlichen

in Bereitschaftspflege
(Außerhalb der Dienstzeit

des Jugendamtes)

Anlage - 4 -
Dienstanweisung
zu $ Ba SGB VIII
Seite 1

Ja

Polizeidienststelle hat minderjährige Person
in Gewahrsam genommen und wendet sich an

ihre Leitstelle

Leitstelle der Polizei
klärt: Ist das

Kreisjugendamt
für die Inobhutnahme

zuständig? (Siehe
Rückseite)

Mit JA Siegburg
oder

JA Hennef
oder JA Troisdolf

oder JA
Niederkassel

Kontakt aufnehmen

minderjährige
Person im Alter

von
Siehe Ablaufschema

für
Inobhutnahme
von Kindern

Rettungsleitstelle des RSK
ruft

Zuständige
Bereitschaftspflege

an
(nach Dienstplan der
Bereitschaftspflege)

Zuständige
Bereitschafts-

pflege
ruft Polizeidienststelle an
Sachverhalt wird durch

Polizei dargestellt

Entscheidung
der

Bereitschafts
Pflege:

Aufnahme
möglich?Zuständige

Bereitschafts-
pflege vereinbaft mit

Polizei
Zuführung

Zuständige
Bereitschaftspflege

nimmt mit
Rufbereitschaft des

Godesheimes
Kontakt auf

Nach Anruf der
zuständigen

Bereitschafts-
pflege: Ist

Aufnahme durch
andere

Bereitschafts-
pflege möglich?

Godesheim
vereinbaft mit Polizei

Zuführung oder
Abholung d.

Jugendlichen

ja Wenn Ausschlussgründe für eine Aufnahme vorliegen

y
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Für Jugendliche, die in folgenden Gemeinden / Städten aufgegriffen

oder in Gewahrsam genommen werden, ist das

Bereitschaftspflegesystem des Kreisjugendamtes zuständig:

' Alfter
, Bad Honnef (über Nutzungsvereinbarung)
. Bornheim (über Nutzungsvereinbarung)

. Eitorf
Königswinter (über Nutzungsvereinbarung)

. Lohmar (über Nutzungsvereinbarung)
Meckenheim (über Nutzungsvereinbarung)

. Much
' Neunkirchen-Seelscheid

. Rheinbach (über Nutzungsvereinbarung)
. RuPPichteroth

. St. Augustin (über Nutzungsvereinbarung)
' Swisttal

. Wachtberg
. Windeck

Für Jugendliche,.die in den nachfo_lg-"1_{"^n städten aufgegriffen
oder in Gewahrsam genommen werden, ist das jeweilige

Stadtjl ge n damt zustä n d i g'
. Troisdorf
' Hennef

. Niederkassel
. Siegburg

' Bonn

Wichtiqe Telefon num mern :

Rettu n gsleitstel le des Rhei n-sieg-Kreises
Telefon. 02241- 12060

J u gend h i lferufbereitschaft des Godesheimes.
Telefon: 0228'3827198

(Die Rufbereitschaft ist durchgehend besetzt:

wochentags von 16.00 uhr nachmittags bis 8:00 uhr morgens'

Am Wöchenende von Freitag 12:30 - Montag 8:00 Uhr,

Feiertags ganztägig bis 8:00 Uhr am nächsten Tag)
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Stadt Meckenheim
Bereich Kinder,  Jugend und Famil ie

Meldung über Kindeswohlgefährdung

Anlage -  5  -  Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vl l l

Fachkraft,  die die Meldung aufgenommen hat Datum Uhrzeit

1 . Gefährdetes Kind/Jugendlicher
Name. Vorname

Anschrift

Telefon

Alter

Gewöhn licher Aufenthalt E Oei den Eltern

n nei sonstigen Personensorge-/Erzie h u n gsberechtigten

f] in einer Pflegefamilie

n in einem Heim oder sonstigen betreuten Wohnform

E ohne festen Wohnsitz

1 . 1 E lte rn/Perso n en so rg ebe rechti gte/E rz i e h u n g s be rechtigte
Name, Vorname

Anschrift

Telefon

1.2 Meldende Person
Name. Vorname

Anschrift

Telefon

Funktion und Beziehung zum
Kind/Jugendlichen
(Klassenlehrerin, Oma u.ä.)

1.3 Art  der Meldung
E telefonisch I persönliche Vorsprache im Jugendamt

n schriftlich fl anonym

1 .4 Yertraulichkeit
Meldende Person bittet um vertrauliche Behandlung ihrer persönlichen
Daten n ta n Nein

Vertrau liche Behand lung wu rde zugesichert n la nruein
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2.1 Inhalt  der Meldung

Zwischenergebnis:

I Vernachlässigung I Körperliche Misshandlung
I Seelische Gefährdung (2.8. Suizidgefahr) I  Sexuelle Misshandlung
- Enryachsenen-Konflikie (2.8. hausliche Gewalt) - Beziehungs- und 

\

I Sonstige Gefährdung: Autonomiekonflikte

Anlage - 5 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vll l

Stadt Meckenheim
Bereich Kinder, Jugend und Famrl ie '2-

2.3 Welche Eilmaßnahmen wurden eingeleitet?

Soforti ge Ei nschaltu n g a nderer Dienststel len/l nstan zen erforderl ich ?

tr nein I ja, Polizei

n ja, sozialpsychiatrischer Dienst I ja, andere

I Inobhutnahme

2.2 Bewertung der Meldung

Einschätzung der Seriosität der Meldung:

! unglaubwürdig I widersprüchlich I glaubhaft ! unklar

Einschätzung zur Qualität der Information:

fl Horensagen I Vermutungen f Farten f] unklar

Erste Einschätzung zum geschilderten Problem:

t] Allgemeines Problem ohne erhöhten Interventionsbedarf
I Erheblich belastete Lebenssituation für die Kinder
tr akute Gefährdung nicht ausgeschlossen
tl akute Gefährdung als sicher anzunehmen
I Einschätzung nicht möglich
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Anlage - 5 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vll l

Stadt Meckenheim
Bereich Kinder,  Jugend und Famil ie -3-

Kontaktaufnahme mit der Familie:

I sofort I innerhalb von drei Tagen

I innerhalb einer Woche tr später

Es handelt sich .. .  I  tr  um einen neuen Fall  |  !  um einen laufenden Fall

Unterschrift der Fachkraft, die die Meldung
entoeqenoenommen hat

3. Übergabe an die zuständige Fachkraft

Name der Fachkraft Datum Uhrzeit Unterschrift Fachkraft

3.1 Bekanntgabe der Meldung an die Leitung

Datum Uhrzeit Unterschrift Leitung

4.1 Auswertung der Information durch die zuständige Fachkraft und
Formulierung der geeigneten und notwendigen Handlungsschritte
auch Beoründuno. wenn entschieden wird. nicht tätio zu werden
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Anlage - 5 - Dienstanweisung zu $ 8a SGB Vll l

Stadt Meckenheim
Bereich Kinder,  Jugend und Famil ie -  4 -

4.2 Ergebnis der kollegialen Beratung mit Begründung für die
Entscheidung

4.3 Unterschriften der Teilnehmerlnnen der kollegialen Beratung

4.4 Verbindliche Festlegung, welche verantwortl iche Person welche
Funktion übernimmt und ausführt (Schutzkonzept zur Sicherung des
Kindeswohls

Datum Unterschrift der zuständigen Fachkraft

Datum Unterschrift der Leitung
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Anlage - 6 - Diensianweisung zu $ 8a SGB Vll l

Aufbau einer Mit tei lunq an das Famil ienqericht nach Q 8a Abs.3 SGB Vl l l

b,ei anqestrebter Herausnahme des Kindes aus der Familie

L Anrufungsformel (Gegenstand der Stellungnahme)

Anrufung des Famil iengerichts gem. S 8a Abs.3 SGB Vl l l
Hier: Eingriff in das Recht der elterl ichen Sorge gem. S 1666 BGB

ll .  Personal ien

M i nderjä h ri ge r, E ltern bzw . Personensorge berechti gte, Geschwister:
Name,'VorÄame, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit, Anschriften,

U nterbri ng u n gsad resse

l l l .  Angaben über  d ie  Quel len

Die im Bericht aufgeführten Tatsachen beruhen auf

Arzt; Anschrift bitte angeben, dient der Verfahrensbeschleunigung, weil das

Gericht die Personen ggf. anhören muss )

lv.  sachverhal tdarstel lung (ausschl ießl ich Fakten!! ! ! )

Entwicklungsbedingungen in der Familie bzw. im sozialen Umfeld (Fakten)

allem der Eltern zum Kind (Fakten)

seinem sonstigen sozialen Umfeld (Kindergarten, Schule, u' a., Fakten)

(Fakten)

die von ihnen aulgehenden gefährdenden Verhaltensweisen? (Fakten)

V. Sozialpädagogische Auswertung und Beurteilung der dargelegten
Fakten (PsYchosozialer Befund)

das Kind

Gegebenheiten

Vl. Rechtl iche Bewertung der fachlichen Diagnose

Das Jugendamt bewertet hier die oben dargelegten Fakten im Hinblick auf die

Voraussetzungen des S 1666 BGB

oder auf sonstigem gefährdenden Verhalten? Auf welchem? Beschreibung)



Anlage -  6  -  Dienstanweisung zu g 8a SGB Vl l l

Vll .  Vom Jugendamt oder anderen Stel len angebotene oder erbrachte Hi l fen

Jugendamt

Zeitraum sowie nach Erfolg oder Misserfolg (ggf. Übersendung der
Hilfepläne)

fähigkeit abgelehnten Hilfen

welchem Ergebnis

Vlf  f  .  Vom Jugendamt angestrebtes Ztel  im Hinbl ick auf die Entwicklung des
Kindes (geeignete Hilfeart)

erforderlich ist

Wohnform oder in Dauerpflege (Begründung)

lX. Empfehlungen zu den notwendigen und geeigneten Maßnahmen des
Gerichts

des Rechts, öffentl iche Hilfen zu beantragen und die Hilfeplanung
durchzuführen

X. Weitere Anmerkungen

o finhörung des Kindes

f . Das Jugendamt empfiehlt dem Gericht, sich von dem Kind in seinem häuslichen Umfeld
(im Kindergarten etc.) einen persönlichen Eindruck zu verschaffen und zwar aus folgendem
Grund.

2. Das Jugendamt regt an, das Kind als Opfer nicht in Gegenwart von XY anzuhören, um
dem Kind die Begegnung mit ihm zu ersparen.

3. Dem Jugendamt erscheint es notwendig, das Kind alleine anzuhören oder in Gegenwart
einer ihm vertrauten Person (Begründung)

4. Dem Jugendamt erscheint es notwendig, die Eltern getrennt anzuhören (Begründung)

5. Gegen die Anhörung des Kindes durch das Gericht bestehen aus den nachstehenden
Gründen schwere Bedenken (denkbare Gründe: Erkrankung, Psychische Störung,
psychische Labil i tät).


